
Frau Grabe (Bündnis 90/Grüne):

Herr Abgeordneter! Ihre Ergebnisse stützen sich auf den bis 
jetzt zugänglichen Teil der MfS-Abwehr. Sehen Sie so wie ich, 
daß der nächste Schritt ist, die Überprüfung auf den anderen 
Teil des MfS, der Aufklärung, HVA genannt, zu erweitern? Ich 
fordere die schnellstmögliche Einsichtnahme des Überprü­
fungsausschusses in die noch vorhandenen Unterlagen der HVA 
und der Abteilung 15 der Bezirke, die zentralisiert in der Roe- 
dernstraße eingelagert worden sind.

Hildebrand, Berichterstatter des Zeitweiligen Prüfungsaus­
schusses:

Das ist vielleicht eine Frage an die ganze Volkskammer. Der 
Prüfungsausschuß hat seinen Sinn am 3. Oktober verloren. Da 
gibt es keine Minister der DDR mehr und keine Abgeordneten.

Aber die Frage, wie damit weiter verfahren wird, das ist eine 
Frage an die ganze Volkskammer, aber nicht an den Prüfungs­
ausschuß.

Präsidentin Dr. Bergmann-Pohl:

Hier liegt noch eine Anfrage vor.

Horst Schulz (CDU/DA):

Herr Abgeordneter, ich habe folgende Frage: Wie sind Sie im 
Fall Modrow verfahren?

Herr Modrow ist für mich ein Stasi-Täter.

(Beifall, vor allem bei CDU/DA und DSU)

Wir haben die Informanten und die OibEs gesucht; Herr Mo­
drow hat OibEs und Informanten eingesetzt, er war für diese 
Leute verantwortlich, er hat ihnen Befehle erteilt. Wie sind Sie 
im Fall Modrow verfahren?

Hildebrand, Berichterstatter des Zeitweiligen Prüfungsaus­
schusses:

Ich muß noch einmal sagen, daß die Arbeitsgrundlage des Prü­
fungsausschusses das Ergebnis der Erstüberprüfungen gewe­
sen ist. Das Ergebnis der Erstüberprüfungen ist uns laut Proto­
koll übergeben worden, und Herr Modrow stand nicht im Proto­
koll der PDS.

(Gelächter bei CDU/DA)

Präsidentin Dr. Bergmann-Pohl:

Hier ist noch eine Zwischenfrage.

Platzeck (Bündnis 90/Grüne):

Herr Hildebrand, liegen Ihnen Erkenntnisse vor, daß unter 
den Namen der 144 Abgeordneten, die in den Bundestag ent­
sandt worden sind, ebenfalls Namen sind, die Sie in eine der uns 
zugeleiteten 7 Kategorien einordnen würden?

Hildebrand, Berichterstatter des Zeitweiligen Prüfungsaus­
schusses:

Die Namen der 144 Abgeordneten, die nach Bonn gehen, ha­
ben das Präsidium bzw. die Präsidentin zu prüfen, und die Er­
gebnisse unserer Prüfungsarbeit liegen den einzelnen Frak­
tionsvorsitzenden schriftlich vor, und in Zusammenarbeit mit 
dem Präsidium wird das überprüft.

Präsidentin Dr. Bergmann-Pohl:

Meine Damen und Herren, weitere Anfragen liegen uns nicht
vor. Dann ist damit dieser Tagesordnungspunkt abgeschlossen.

Ich rufe auf den Tagesordnungspunkt 5:

Beschlußempfehlung des Zeitweiligen Prüfungsaus­
schusses, betreffend die Nennung von Namen derer, denen 
eine Empfehlung zur Niederlegung ihres Mandats ausge­
sprochen wurde
(Drucksache Nr. 246 a)

Ich bitte den Vertreter des Zeitweiligen Prüfungsausschusses, 
den Abgeordneten Schwanitz, das Wort zu nehmen.

(Zurufe: Die Drucksache liegt nicht vor! - Unruhe im Saal)

Schwanitz, Berichterstatter des Zeitweiligen Prüfungsaus­
schusses:

Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Am 12. April 1990 hat sich das Parlament mit der Drucksache 
Nr. 5 durch die Einsetzung eines Zeitweiligen Prüfungsaus­
schusses vorgenommen, das Vertrauen in die moralische Inte­
grität und die politische Handlungsfähigkeit unserer jungen De­
mokratie zu stärken.

Heute hat nun der Zeitweilige Prüfungsausschuß seinen A 
schlußbericht auf den Tisch gelegt. Mit der Drucksache Nr. 246" 
ist nun angefragt, wie mit den entstandenen Ergebnissen in die­
sem Haus umgegangen werden soll.

Lassen Sie mich Ihnen bitte die Drucksache Nr. 246 wieder in 
Erinnerung rufen. Sie lautet:

“Der Zeitweilige Prüfungsausschuß hinsichtlich früherer 
Mitarbeit von Abgeordneten der Volkskammer für das ehe­
malige MfS/AfNS hat die Namen der Abgeordneten zu nen­
nen, denen eine klare Empfehlung zur Niederlegung ihres 
Mandates ausgesprochen wurde.“

In der Tat wird hier ein zunächst allzu verständlicher und in 
weiten Kreisen unserer Bevölkerung sicher auch erwarteter 
Verfahrensweg eingeklagt. Der Ausschuß hatte jedoch die Auf­
gabe, diesen Antrag unter der gesamten Last seiner bisherigen 
Tätigkeit und Erkenntnisse werten und entscheiden zu müssen.

Dies hat sich der Zeitweilige Prüfungsausschuß wahrlich 
nicht leicht gemacht, und es hat jedes Ausschußmitglied bis zum 
Schluß, bis zum jetzigen Augenblick mit widerstreitenden Ge­
fühlen und Gedanken dabei zu kämpfen.

Es gibt eine ganze Reihe von Gründen, die für, aber auch sol­
che, die gegen die Beschlußfassung dieses Antrags sprechen.

Da sind zunächst juristische Gründe. Bereits die Drucksache 
Nr. 5, die eigentliche Arbeitsgrundlage des Arbeitsausschusses, 
verpflichtete den Ausschuß zur Verschwiegenheit, verpflichtete 
ihn, diese Namen nicht zu nennen. Dies wurde durch eine ganze 
Reihe von Präsidiumsbeschlüssen weiter untermauert. Jedes 
Ausschußmitglied steht mit seiner Unterschrift für diese Ver­
schwiegenheit ein.

Diese juristische Rahmensetzung, mit der es sich der Aus­
schuß in seiner bisherigen Tätigkeit nicht leichtgemacht hat, ist 
nicht wegzudiskutieren. Sie existiert. Sie kann nur von der Kam­
mer selbst verändert werden. Die Ausschußmitglieder können 
nur auf diesem Weg von ihrer Verpflichtung entbunden werden.

Da sind aber auch Gründe des Vertrauensschutzes. Hat nicht 
jeder dieser Abgeordneten seine Zustimmung zur Einsichtnah­
me in die Akten gegeben unter Kenntnis der Drucksache Nr. 5, 
unter dem Wissen, daß über seine personenbezogenen Informa­
tionen Verschwiegenheit gewahrt wird? Welches Gewicht hat je­
doch dieser Vertrauensschutz gegenüber der Tatsache, daß eine 
Nennung dieser Namen doch die Möglichkeit zu einer partiellen
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